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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
monatlichen Zuschläge zum Richtpreis und zum Interven- 
tionspreis für Ölsaaten im Wirtschaftsjahr 1972/1973. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 5. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 


Sachgebiet 785 


Bonn, den 16. Juni 1972 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zum Richtpreis 
und zum Interventionspreis für Ölsaaten 
im Wirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2727/71 2 ), insbesondere auf Artikel 25, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 25 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG ist für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 der Be- 
trag festzusetzen, um den der Richtpreis und der 
Interventionspreis für Raps- und Rübsensamen so- 
wie Sonnenblumenkerne vom Beginn des dritten 
Monats des Wirtschaftsjahres an monatlich erhöht 
wird, und die Zahl der Monate zu bestimmen, in 
denen diese Zuschläge angewandt werden. Dieser 
Betrag muß für beide Preise gleich sein. 

Diese monatlich gleichbleibenden Zuschläge wer- 
den unter Berücksichtigung der durchschnittlichen 
Lagerkosten und Zinsen in der Gemeinschaft fest- 
gesetzt. Es empfiehlt sich, die durchschnittlichen 
Lagerkosten nach Maßgabe der Kosten für die Lage- 
rung der Saaten in geeigneten Lagerräumen und 
der Kosten der für die einwandfreie Aufbewahrung 
der Saaten erforderlichen Behandlung festzusetzen. 
Die Zinsen können auf der Grundlage des für die 
Anbaugebiete als normal geltenden Zinssatzes be- 
rechnet werden. 


Die im Wirtschaftsjahr 1971/1972 gesammelten Er- 
fahrungen und die Erntevorausschätzungen lassen es 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 nicht gerechtfer- 
tigt erscheinen, eine andere Anzahl monatlicher Zu- 
schläge als im vorangehenden Wirtschaftsjahr fest- 
zusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 wird der mo- 
natliche Zuschlag für 100 Kilogramm Raps- und Rü- 
bensamen auf 0,194 Rechnungseinheit festgesetzt. 

2. Der Zuschlag gilt sieben Monate lang. 


Artikel 2 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 wird der 
monatliche Zuschlag für 100 Kilogramm Sonnenblu- 
menkerne auf 0,227 Rechnungseinheit festgesetzt. 

2. Der Zuschlag gilt fünf Monate lang. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


Artikel 25 der Verordnung 136/66/EWG sieht vor, 
daß der Rat jedes Jahr die Anzahl und die Beträge 
der monatlichen Zuschläge, um die der Richtpreis 
und der Interventionspreis der Ölsaaten erhöht wer- 
den, festsetzt Für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 hat 
der Rat beschlossen, die Anzahl der vorher gültigen 
monatlichen Zuschläge (sieben Zuschläge für Raps- 
und Rübsensamen und fünf für Sonnenblumenkerne) 
beizubehalten und deren Beträge um etwa 8 v. H. zu 
erhöhen, um insbesondere der Erhöhung der Kosten 
und* Zinssätze in der Gemeinschaft Rechnung zu tra- 
gen. 

Die fraglichen Zuschläge haben während des Wirt- 
schaftsjahres 1971/1972 dazu beigetragen, den re- 
gelmässigen Absatz der Gemeinschaftsproduktion zu 
sichern. 

Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 scheint es nicht 
notwendig zu sein eine Änderung der Zahl der 
monatlichen Zuschläge vorzunehmen, da der Stand 
der vorausgeschätzten Erzeugung nicht sehr vom 
Stand der Erzeugung des Wirtschaftsjahres 1971/ 
1972 abweicht. 

Hinsichtlich des Betrages der monatlichen Zuschläge 
scheint die Erhöhung der Einlagerungskosten sich 
durch die Verminderung der in der Gemeinschaft 
festgestellten Zinssätze auszugleichen. 

Aus diesen Gründen wird vorgeschlagen die für das 
Wirtschaftsjahr 1971/1972 gültige Zahl und die Höhe 
der monatlichen Zuschläge beizubehalten. 
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